
Kreistag des Landkreises Altenburger Land 
 
 

Niederschrift                    KT/022/2023 
der 22. Sitzung des Kreistages des Landkreises Altenburger Land ï öffentlicher Teil - 
am Mittwoch, dem 03.05.2023, im Landratsamt Altenburger Land, Lindenaustraße 9, 
04600 Altenburg, Landschaftssaal 

 

Anwesenheit:  

Landrat 
Melzer, Uwe  

CDU/FDP-Fraktion 
Dathe, Achim  
Greunke, Marcel  
Gumprecht, Christian  
Heitsch, Hans-Jürgen  
Hermann, Rolf  
Neumann, André anwesend bis 20:17 Uhr, TOP 12 
Nündel, Thomas  
Pradel, Henrik, Dr.  
Reinboth, Gerd  
Ronneburger, Jürgen  
Tanzmann, Frank  
Zippel, Christoph  

SPD/Bündnis 90/DIE GRÜNEN-Fraktion 
Helbig, Carsten  
Läbe, Hendrik  
Paulicks, Alexander  
Prehl, Ingo  
Rath, Doreen anwesend ab 17:11 Uhr, TOP 3 
Rosenfeld, Frank  
Schrade, Sven anwesend bis 19:37, TOP 6 
Stange, Steffen  

Fraktion DIE LINKE.Altenburger Land 
Eißing, Mandy  
Klaubert, Jana  
Nebel, Eileen  
Plötner, Ralf  
Sojka, Michaele  
Tempel, Frank  

AfD-Kreistagsfraktion 
Beer, Tommy anwesend bis 20:30 Uhr, TOP 1 nö 
Hoffmann, Thomas anwesend bis 20:30 Uhr, TOP 1 nö 
Oehler, Bernd  
Rudy, Thomas anwesend ab 17:12 Uhr, TOP 3 
Senftleben, Thomas anwesend ab 17:10 Uhr, TOP 3 
Weber, Ronny anwesend bis 20:10 Uhr, TOP 12 
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Fraktion DIE REGIONALEN 
Helbig, Christine  
Liefländer, Klaus-Peter anwesend ab 17:14 Uhr, TOP 3 
Rolle, Tina  

Fraktion FREIE WÄHLER 
Haustein, Silke  
Kresse, Thomas  
Rückert, Uwe  

hauptamtl. Beigeordneter 
Bergmann, Matthias  

Geschäftsführer 
Bonert, Tatjana  
Krischke, Roland, Dr.  

Fachbereichsleiter 
Just, Frank  
Thieme, Ronny  
Wenzlau, Bernd  

Fachdienstleiter 
Apel, Michael  
Heiner, Jens  
Maas, Janett  
Wiechert, Silvia  
Wolf, Thomas  

Schriftführung 
Albrecht, Angelika  
Gabler, Kerstin  
 
sowie Fachdienstleiter und weitere Mitarbeiter des Landratsamtes, Vertreter der Presse 
und weitere Zuhörer. 

Entschuldigt fehlen:  

CDU/FDP-Fraktion 
Backmann-Eichhorn, Kathrin  
Köhler, Christopher  
Schaller, Henriette  

SPD/Bündnis 90/DIE GRÜNEN-Fraktion 
Scholz, Wolfgang  

Fraktion DIE LINKE.Altenburger Land 
Hübschmann, Klaus  

AfD-Kreistagsfraktion 
Leibnitz, Carsten  

Fraktion DIE REGIONALEN 
Franke, Andy  
Kühn, Steffen  
 
Vorsitz:    Christian Gumprecht 
Schriftführung:   Angelika Albrecht, Kerstin Gabler 
Beginn der Sitzung:  17:03 Uhr 
Ende der Sitzung:   20:35 Uhr 
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Verlauf der Sitzung:  
Der Vorsitzende, Herr Gumprecht, eröffnet die 22. Sitzung des Kreistages und begrüßt 
die Anwesenden. Er stellt fest, dass die Mitglieder ordnungsgemäß geladen wurden und 
Beschlussfähigkeit besteht.  
Auf die Frage nach Änderungswünschen zur Tagesordnung ergreift Herr Melzer das Wort 
und teilt mit, dass von der Verwaltung folgende drei Tagesordnungspunkte zurückgezo-
gen werden:  
TOP 6: Wahl einer/eines ehrenamtlichen Seniorenbeauftragten des Landkreises Alten-
burger Land 
TOP 7: Wahl einer/s stellvertretenden ehrenamtlichen Seniorenbeauftragten des Land-
kreises Altenburger Land 
TOP 9: 1. Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Kostenbeiträgen in der 
öffentlich geförderten Kindertagespflege im Landkreis Altenburger Land vom 25. Novem-
ber 2020 
 
Weitere Änderungswünsche von den Fraktionen werden nicht angezeigt. Die folgende 
geänderte Tagesordnung wird bestätigt.  
 
Tagesordnung:                                                                                  Drucksachen Nr.  
1  Einwohnerfragestunde  
2  Genehmigung der Niederschrift über die 21. Sitzung vom 8. 

Februar 2023 
 

3  Informationen des Landrates  
3.1  Informationen zur Umsetzung und zum Stand der 1. Stufe 

des Projektes "Regionalverkehr verbindet" 
 

3.2  Information zum Stand der Umsetzung des Modellvorha-
bens "Progressiver ländlicher Raum - Altenburger Land" 

 

4  Verschiedenes  
4.1  Allgemeine Aussprache gem. § 11 a Geschäftsordnung des 

Kreistages 
 

4.2  Anfragen aus dem Kreistag  
5  Vorstellung, Beratung und Bestätigung der Entwurfsplanung 

zum Umbau des Gebäudes Schloßstraße 10 in 04626 
Schmölln zum Verwaltungsgebäude 

KT-DS/0253/2023 

6  Wahl der Vertrauenspersonen für den Wahlausschuss beim 
Amtsgericht 

KT-DS/0242/2023 

7  Änderung der Entgeltordnung des Landkreises Altenburger 
Land für das Lindenau-Museum mit seiner Kunstschule für 
die Zeit im Interim, Kunstgasse 1 in Altenburg 

KT-DS/0252/2023 

8  Vertrag zur Finanzierung von Abschlagszahlungen der Auf-
gabenträger auf den Nachteilsausgleichanspruch wegen 
Auferlegung des Tarifs Deutschlandticket 

KT-DS/0256/2023 

9  Berufung eines sachkundigen Bürgers in den Ausschuss für 
Wirtschaft, Umwelt und Bau (Antrag der AfD-Fraktion) 

KT-DS/0250/2023 

10  Neubesetzung des Beirates für Integrierte Sozialplanung 
(Antrag der Fraktion DIE REGIONALEN) 

KT-DS/0251/2023 

11  Stipendium für Medizinstudenten (Antrag der SPD/Bündnis 
90/DIE GRÜNEN-Fraktion) 

KT-DS/0254/2023 

12  Förderung der Schulspeisung im Altenburger Land als 
kommunaler Beitrag zur Dämpfung der Inflationskosten für 
Familien (Antrag der Fraktion DIE LINKE) 

KT-DS/0255/2023 

Unterbrechung der Sitzung zur Durchführung des nicht öffentlichen Sitzungsteils. 
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13  BESCHLUSS zur Vergabe von Dienstleistungen >250.000 
Euro, SV-L 008-2023-1 Gebäudeinnenreinigung, Los 1 - 
Unterhaltsreinigung, Glasreinigung mit Rahmen und Grund-
reinigung im Friedrichgymnasium Altenburg 

KT-DS/0245/2023 
nö 

14  BESCHLUSS zur Vergabe von Planungs- und Überwa-
chungsleistungen > 100.000 Euro zum Bauvorhaben K 205 
- Erneuerung der Brücke über die Pleiße in Kotteritz - Er-
satzneubau 

KT-DS/0249/2023 
nö 

 
 

TOP  1 Einwoh nerfragestunde  
  
Herr Hannes Schulte ergreift das Wort. Er knüpft an seine in der letzten Sitzung des 
Kreistages gestellten Fragen zu den ausgeschriebenen Lehrerstellen im Schulamt Ost-
thüringen an. Die Anzahl der freien Stellen stimme nach seinen Erkenntnissen nicht mit 
denen überein, die von den Schulleitungen an das Schulamt gemeldet wurden. Er würde 
gern wissen, wie der aktuelle Stand ist. 
Herr Melzer führt aus, dass seit gestern eine Antwort vom Staatlichen Schulamt vorliegt, 
was die Lehrerfehlstellen betrifft, sowohl im Landkreis als auch in der Stadt Altenburg. 
Diese Übersicht liege in den Mappen der Kreistagsmitglieder. Im Landkreis (inkl. der 
städtischen Schulen) fehle eine Vielzahl an Lehrern, ca. 30 Stellen seien nicht besetzt. In 
den Fachausschüssen vor der nächsten KT-Sitzung werde dies thematisiert werden.  
 
Als nächstes meldet sich Herr Ralf Neuber vom Förderverein Gymnasium Meuselwitz zu 
Wort. Zur Sitzung des Kreistages im Oktober hätte der Förderverein (Anmerkung: Frau 
Claudia Galow war anwesend) eine schriftliche Frage eingereicht zum Stand der Planung 
zur Renovierung von Haus 1 und Mehrzweckgebäude. Bis heute liege noch keine Ant-
wort vor.  
Er bittet zunächst auf Antwort auf die damals gestellte Frage. Weiterhin möchte er wis-
sen, warum es keine Antwort gegeben hat. Ferner müsste etwas im Protokoll der Okto-
ber-KT-Sitzung stehen. Er würde gern wissen, was im Protokoll steht.  
Herr Melzer äußert, dass die Protokolle öffentlich sind und nachgelesen werden kann, 
was zur Thematik geäußert wurde. Die Verwaltung sei auf dem Weg der Planung des 
Hauses 1 und auch der Sportstätte bzw. des Mehrzweckgebäudes. Die Verwaltung wer-
de im nächsten Ausschuss für Wirtschaft, Umwelt und Bau erste Vorstellungen bespre-
chen, wie dort weiter verfahren werden soll.  
Das heißt, dass eine Planung in Aussicht ist, fragt Herr Neuber.  
Herr Melzer bestätigt dies.   
 

 
TOP  2 Genehmigung der Niederschrift über die 21. Sitzung vom 8. Februar 2023  
  
Abstimmungsergebnis:  
Von den 47 beschließenden Mitgliedern des Kreistages waren zur Abstimmung 35 Mit-
glieder anwesend. 
Die Niederschrift wurde mit 32 Ja-Stimmen bei 3 Stimmenthaltungen genehmigt.  

  
 

TOP  3 Informationen des Landrates  
  
Herr Melzer informiert zu folgenden Themen: 
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Á Nach 1,5 Jahren Bauzeit konnte in Gößnitz die Brücke als auch die Straße Richtung 
Kreisverkehr fertiggestellt werden; Gesamtkosten 1,65 Millionen Euro, 75 % Förderung. 
 
Á Ebenfalls wurde die K522 (Erneuerung Durchlass) vorfristig fertiggestellt. 
 
Á Am 15. Juni 2023 findet der Wirtschaftstag des BVMW in Meuselwitz, Schnaudertalhal-
le, statt. Thema: Energie  
  
Á Für den jugendzahnärztlichen Dienst konnten zwei Zahnärzte gewonnen werden, die 
bereits ihre Arbeit aufgenommen haben. Betreffs Amtsarzt könne auch Positives berichtet 
werden. Nähere Informationen folgen im Sommer.  
 
Á Ukraine: Am 25. April wurde allen Akteuren vor Ort in der Piererschule „DANKE“ ge-
sagt. Das Dankeschön galt allen, die seit einem Jahr Flüchtlinge aufnehmen und diese 
auch betreuen. 1.770 Flüchtlingen sind im Landkreis untergebracht; 261 Wohnungen sind 
belegt; MBZ Meuselwitz und Piererschule sind nach wie vor Erstaufnahmeeinrichtungen. 
Gegenwärtig gebe es ausschließlich Individualankünfte.  
 
Á Vom Thüringer Ministerium für Bildung, Jugend und Sport liege seit heute die Geneh-
migung für den Schulnetzplan vor – Aufhebung der Regelschule Lucka zum 31. Juli 
2023; Fortführung der Schule als Filiale der Staatl. Regelschule Meuselwitz ab 1. August 
2023. Weiterhin wird die Erprobung des Filialmodells nach § 12 Abs. 6 Thüringer Schul-
gesetz für die Dauer von drei Jahren bestätigt.  
Zurzeit gebe es intensive Gespräche mit dem Schulamt, was die Klassenbildung und die 
Kooperation betrifft. Herr Melzer sei guter Dinge betreffs des Erprobungsmodells.  
Die Schülerzahlen seien sowohl in der RS Lucka als auch im Gymnasium Meuselwitz 
grenzwertig gewesen, da diese nicht den gesetzlichen Vorgaben entsprochen haben. Bei 
der Regelschule gebe es aufgrund der Kooperation keine Probleme; die Schulleitungen 
müssen sich überlegen, wie die Klassenbildung erfolgen kann. Für beide Schulen gebe 
es derzeit Gespräche mit dem Schulamt.  
 
Á Weiterhin informiert Herr Melzer über die Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst. 
Eine Einigung sei erzielt worden. Für die Verwaltung sei dies eine enorme Herausforde-
rung. Auf der einen Seite gebe es Planungssicherheit für die nächsten Monate, auf der 
anderen seien die Gelder nicht in dieser Größenordnung im Haushalt eingestellt gewe-
sen. Im Durchschnitt betrage die Erhöhung ab 2024 ca. 9 Prozent. Die grobe Hochrech-
nung betrage ca. 3,7 Millionen Euro Mehrausgaben im Bereich Personal.   
 

 
TOP  3.1 Informationen zur Umsetzung und zum Stand der 1. Stufe des P rojektes 

"Regionalverkehr verbindet"  
  
Bevor Frau Bonert das Wort erhält, bittet der Vorsitzende Herr Gumprecht um Abstim-
mung über die Erteilung des Rederechts für Frau Bonert. Dieses wird einstimmig erteilt.  
 
Frau Bonert macht ihre Ausführungen anhand einer Power -Point -Präsentation , die im 
Kreistagsinformationssystem öffentlich eingestellt ist.     
Die Zahlen zeigen eine positive Entwicklung, die die THÜSAC als Verkehrsunternehmen 
zufriedenstellt, so Frau Bonert einführend. Den spannendsten Vergleich werde es erst in 
einem Jahr geben, wenn das gesamte Jahr 2023 betrachtet und mit dem Vorjahr vergli-
chen werden kann. Bei der heutigen Vorstellung der Zahlen sei die Entwicklung im Zeit-
raum vom 11. Dezember 2022 bis 23. April 2023 betrachtet worden. Es werde ein positi-
ver Trend gesehen.  
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Im Folgenden stellt Frau Bonert konkrete Zahlen zur Fahrgastentwicklung vor; Fahrgast-
entwicklung in den RufBus-Regionen; Nutzungsverhalten der Fahrgäste; Fahrgastauf-
kommen je Kalenderwoche; Fahrgastverteilung auf die Regionen; RufBus-Abrufquote.  
Es werde gehofft, dass mit der Einführung des Deutschland-Tickets das Fahrgastauf-
kommen weiter steigt.  
Die RufBus-Quote sei in der Tendenz steigend. Auch könne festgestellt werden, dass die 
Bestellung durch ca. ¼ der Nutzer selbständig über das Web-Portal erfolgt. Die Kunden 
gehen sehr versiert damit um; sie haben das System kennengelernt, haben es verstan-
den und nutzen es auch. Es gebe aber verständlicherweise auch noch Kunden, bei de-
nen noch Erklärungsbedarf besteht. Es werde aber gemerkt, dass die Hemmschwelle 
sinkt, einen Bus zu bestellen, wenn das System erklärt wird. Insofern sei man sehr opti-
mistisch.  
 
Herr Tempel fragt zum Nutzungsverhalten. Der Ausschlag in der Kurve nach oben in der 
Mittagszeit hänge doch auch davon ab, dass zu dieser Zeit auch die meisten Busse fah-
ren. Abends 19 Uhr fahren keine Busse, daher könne er auch keinen nutzen. Insofern sei 
das Nutzungsverhalten davon geprägt, wann und ob überhaupt Busse fahren.  
„Jein“, meint Frau Bonert. Das hohe Fahrgastaufkommen hänge oftmals mit den Schülern 
zusammen, weil die Schüler den RufBus nutzen und auch eigenständig buchen. 
 
Herr Tempel äußert, dass ihm aus dem Bereich Fockendorf sehr viel Positives zum The-
ma RufBus berichtet wurde. Jetzt komme das 49-Euro-Ticket. Er fragt, ob eine Erweite-
rung des RufBus-Systems abhängig von den Ausbaustufen wäre, die ja gegenwärtig „auf 
Eis“ liegen, oder könnte ein Konzept unabhängig von Ausbaustufen erarbeitet werden, 
um z. B. Bahnhöfe besser abzudecken. Ist das so umfangreich, dass das in diese Aus-
baustufen integriert sein muss oder könnte das herausgelöst und darüber im KT gespro-
chen werden, dass z. B. Bahnhöfe eher angebunden werden?  
Frau Bonert antwortet, dass ein Konzept immer erarbeitet werden könne. Die Frage sei, 
worauf dieses Konzept aufgebaut werden soll. Die Frage stelle sich, aus welchen Ort-
schaften die Bahnhöfe angebunden werden sollen. Antwort wäre wahrscheinlich „aus 
allen Ortschaften“ und dann sei man wieder beim Projekt. Gemacht werden könne viel. 
Es müsse aber gesagt werden, was tatsächlich gewollt ist. Wenn aus allen kleinen Ort-
schaften die Busse zum Bahnhof fahren sollen, dann ist das genau das Projekt. Anders 
wäre es, wenn nur aus bestimmten Orten zum Bahnhof gefahren werden soll.  
Herr Tempel verspricht eine gezieltere Nachfrage, was dann im Ausschuss besprochen 
werden kann.  
 
  
TOP  3.2 Information zum Stand der Umsetzung des Modellvorhabens "Progressi-

ver ländlicher Raum - Altenburger Land"  
  
Herr Apel, Leiter des Fachdienstes Wirtschaft, Tourismus und Kultur, wird um den Bericht 
zum Strategischen Regionalentwicklungskonzept gebeten.   
Zunächst verweist Herr Apel auf den KT-Beschluss vom 17. Februar 2021, in dem die 
Verwaltung beauftragt wird, regelmäßig zum Projektstand zu informieren. Gleichzeitig 
ergeht das Angebot an alle interessierten Ausschüsse, das Projekt in Bezug auf die Aus-
schussthemen in die Ausschüsse hineinzutragen und gemeinsam zu diskutieren, so dass 
die Mitglieder im Rahmen der Ausschussarbeit unmittelbar Einfluss auf die weitere Priori-
sierung und Ausgestaltung nehmen können.  
Es handele sich um ein Modellvorhaben, welches vom Bundesministerium für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen unterstützt wird, gemeinsam mit dem Bundesinstitut für 
Bau, Stadt und Raumforschung. In den letzten beiden Tagen habe die 3. Transferwerk-
statt der Begleitforschung stattgefunden. Das Projekt und der Landkreis Altenburger Land 
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werden sehr gut wahrgenommen, was ein sehr schöner Nebeneffekt der Arbeit im Rah-
men des Projektes ist. 
Grundsätzlich sei es die Aufgabenstellung, bis Ende dieses Jahres das Regionalentwick-
lungskonzept fertigzustellen und dem Kreistag zur Beschlussfassung vorzulegen.   
Im Verlauf seiner Ausführungen gibt Herr Apel einen Überblick über das Projekt anhand 
einer Power -Point -Präsentation . Die Präsentation ist öffentlich über das Gremieninfo-
Portal einsehbar.  
Ausführungen erfolgen zum Aufbau des Strategischen Regionalentwicklungskonzeptes, 
zu den Konzeptbausteinen, zur Umsetzung, zu den Strategieelementen, zum Arbeits-
stand, zu den Handlungsbedarfen, zu den Entwicklungsaufgaben und Schwerpunktthe-
men sowie zur Zukunftsvision „Wo Ideen gute Karten haben“.  
 
Frau Eißing zitiert aus dem Vortrag von Herrn Apel „im Moment gerade keine Hochschu-
le“. Sie fragt, ob eine Hochschule in Planung ist.  
Am Plan soll es nicht liegen, so Herr Apel. Er gehe aber realistisch davon aus, dass der 
Freistaat Thüringen nicht die Errichtung eines neuen Hochschulstandortes plant. Sobald 
er das Gefühl hätte, er würde das tun, wäre er am nächsten Tag vor Ort.  
 
Herrn Schrade wäre wichtig, die Öffentlichkeitsarbeit noch mehr in den Focus zu stellen. 
Sein Eindruck sei manchmal der, dass es recht „verkopft“ wirkt. Er wisse, dass es schwer 
ist, dass alles so herunter zu brechen, dass es auch verstanden wird und auch der 
Mehrwert klar wird. Das Projekt sei sehr wichtig, so dass der Focus daraufgelegt werden 
sollte. Die Öffentlichkeit dafür zu mobilisieren und zu sensibilisieren sei die Herausforde-
rung an sich. 
Herr Apel bedankt sich für den Hinweis. Er sei sich der Herausforderung bewusst und 
dieser Herausforderung stelle man sich auch. Es müsse geschaut werden, dass zielgrup-
pengerecht kommuniziert wird. Am Ende zähle für alle der Erfolg; die nötige Transforma-
tion der Sprache sei die Herausforderung, die es zu meistern gilt.  
 
Herr Plötner bemerkt, dass Herr Apel davon gesprochen hat, dass die Analysen bereits in 
Gänze vorliegen und die Beratungen dann auf die Ausschüsse fokussiert werden sollten. 
Es gebe Mitglieder des Kreistages, die in keinem Ausschuss vertreten sind. Dann würden 
diese nicht in den Genuss dieser Transparenz kommen. Er bittet deshalb darum, dass – 
z. B. auch im passwortgeschützten Kreistagsinfosystem – die bereits existierenden Ana-
lysen den Mitgliedern des Kreistages zur Verfügung gestellt werden, damit diese sich 
damit befassen können.  
Herr Apel antwortet, dass der Hauptteil auf der Seite „Innovationsregion Mitteldeutsch-
land“ für jeden Menschen frei verfügbar ist. Was noch nicht frei verfügbar ist, seien die 
Einzelbeauftragungen. Dies wäre dann etwas für die Ausschusssitzungen. Sicherlich fin-
det sich dann auch ein Weg, dass jedem – evtl. passwortgeschützt – zur Verfügung zu 
stellen.  
 
Herr Rudy äußert, er verstehe nicht, was Herr Apel unter einer „klimaangepassten Regi-
on“ versteht. Er bittet um nähere Erläuterungen. 
„Was in der Menschheitsgeschichte schon immer feststand: Nichts bleibt wie es ist“, so 
Herr Apel. Auch wenn die meisten Menschen sich wünschen, dass die Gegenwart sich 
nicht deutlich verändert. Eins sei gewiss: Es wird sich immer irgendwas weiterentwickeln. 
Dass es aktuell gewisse Herausforderungen der Veränderungen des Klimas gibt, sei fast 
täglich zu spüren. Ein greifbares Beispiel – über 70 Prozent der Fläche des Landkreises 
seien landwirtschaftliche Nutzfläche. Dort werden gewisse Kulturen angebaut und wenn 
sich die klimatischen Rahmenbedingungen verändern, müsse die Landwirtschaft darauf 
vorbereitet sein, auch andere Anbaukulturen anzubauen. Das sei die Anpassung an mög-
liche Veränderungen. Wie diese Änderungen konkret aussehen, sei heute noch nicht ab-
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schließend erkennbar, wobei es gerade im Bereich der Landwirtschaft gewisse Progno-
sen gibt, worauf man sich einstellen sollte. Hier gelte es einfach vorbereitet zu sein.   
Herr Rudy äußert, dass sei interessant, aber er habe da etwas andere Vorstellungen. 
Wenn Benziner und Diesel abgeschafft werden und wenn Öl- und Gasheizungen verbo-
ten werden und Holzheizungen nicht gewollt sind und wenn praktisch die ganze Industrie 
zum Stillstand gebracht wird – er wisse nicht, ob das so vorteilhaft ist. Das sei zwar inno-
vativ, aber innovativ Pleiteland. Wenn die angesprochenen 70 % Ackerfläche mit Wind-
rädern zugepflastert werden würden oder mit Solaranlagen – das sei zwar innovativ, aber 
das sei nicht das, was er will oder was er für seine Kinder möchte.  
Herr Apel antwortet, dass es auch nicht sein Wunsch ist, 70 % der Landkreisfläche mit 
Windrädern zuzubauen.   

 
 

TOP  4 Verschiedenes  
TOP  4.1 Allgemeine Aussprache gem. § 11 a Geschäftsordnung des Kreistages  
  
Eine Allgemeine Aussprache wurde im Vorfeld nicht beantragt. Daher findet diese nicht 
statt.  
 
Der Vorsitzende geht zum nächsten TOP über.  

  
 

TOP  4.2 Anfragen aus dem Kreistag  
  
Herr Melzer führt aus, dass von Herrn Plötner im Vorfeld der Sitzung des Kreistages eine 
schriftliche Anfrage eingereicht wurde. Thema: Die Möglichkeit, künftig vorberatende 
Ausschüsse öffentlich tagen zu lassen. Er sei gefragt worden, was er davon hält. Antwort: 
Es sei eigentlich egal, was er davon hält, so Herr Melzer. Es gebe Regularien, sowohl in 
der Geschäftsordnung als auch in der Hauptsatzung, wie der Kreistag und die Hauptsat-
zung geführt werden. Damit sei er einverstanden. Wenn es Fraktionen gibt, die Änderun-
gen herbeiführen wollen, dann stehe den Fraktionen nichts im Wege, das zu beantragen. 
Letztendlich gebe es eine Mehrheitsentscheidung des Kreistages.  
Aus seiner Sicht sehe er keinen Änderungsbedarf, was die Geschäftsordnung betrifft. 
Vorstellen könne er sich Änderungen bezüglich der Hauptsatzung, was allgemeine Dinge 
betrifft, z. B. die Bekanntmachungen von Sitzungen und Ausschüssen. Heutzutage könne 
dies auch online erfolgen. Ebenso betreffe dies die Bekanntmachungen von Wahllisten 
oder Wahlergebnissen. Diesbezüglich müsse man sich Gedanken machen und dies in 
den Ausschüssen und im Kreistag diskutieren.  
Abschließend wiederholt Herr Melzer, dass in der Geschäftsordnung der Grundsatz ste-
he, dass vorberatende Ausschüsse nicht öffentlich tagen. Wenn daran nichts geändert 
wird, bleibe dies auch so.  
 
Der Vorsitzende fragt, ob es weitere Anfragen von Seiten der Kreistagsmitglieder gibt. 
 
Herr Plötner meldet sich zu Wort. Ihm gehe es um das fortwährende Demonstrationsge-
schehen im Altenburger Land am Montagabend in Altenburg und Schmölln. Er fragt, ob 
das mittlerweile angemeldete Versammlungen sind.  
Die Situation in Altenburg am Montagabend habe sich seit langem nicht geändert, äußert 
Herr Melzer. Die „Spaziergänge“ seien nach wie vor nicht angemeldet. Die Verfahrens-
weise der Verwaltung und der Versammlungsbehörde sei bekannt. Gemeinsam mit der 
Versammlungsbehörde und der Polizei werde dafür Sorge getragen, dass die Menschen 
ihre Meinung ausdrücken können und nach wie vor verlaufe das friedlich. Er wünsche 
auch, dass das so bleibt. Zum Teil gebe es aber auch angemeldete Versammlungen.  
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Herr Dathe fragt zu den Sprachkursen an den Volkshochschulen. Der Fachkräftemangel 
sei allseits bekannt und auch die Firmen im Altenburger Land machen sich auf die Suche 
und „rekrutieren“ ihre Mitarbeiter mittlerweile aus dem Ausland. Die Mitarbeiter werden 
eingearbeitet und es werden fachliche Schulungen durchgeführt. Nichtsdestotrotz herr-
schen große Sprachprobleme. Kurse an der Volkshochschule zu finden sei unmöglich, so 
Herr Dathe. Die Kurse seien ausgebucht und das auf lange Sicht hin, d. h. die kleinen 
und mittleren Unternehmen haben neben den fachlichen Schulungen noch das Problem, 
die Sprachausbildung zu leisten.  
Gibt es Erwägungen, das Angebot an den Volkshochschulen zu erweitern?  
Wäre es eine Möglichkeit, dass nicht alle Kurse voll belegt werden, so das Plätze auch 
von „extern“ gebucht werden können?  
Wie viele Anfragen gibt es zu diesen Kursen?  
Herr Bergmann wird um Ausführungen gebeten.  
Es sei so, dass die Sprachkurse und die Integrationskurse an den Volkhochschulen und 
auch an der Euroschule, die ein Kooperationspartner ist, in den letzten Monaten massiv 
aufgestockt wurden. Ein weiteres Aufstocken scheitere daran, dass schlichtweg kein 
Lehrpersonal zur Verfügung steht. Die Kurse werden anteilig vom Bundesamt für Migrati-
on und Flüchtlinge (BAMF) finanziert. Die Anforderungen seien sehr formal und sehr 
hoch. Das sei auf der einen Seite gut, um auch die Qualität zu sichern, und auf der ande-
ren Seite sei es auch ein „Nadelöhr“. Gegenwärtig gebe es keine Option, weitere Kapazi-
täten zu schaffen. Was gemacht werden könne ist, dass die diversen digitalen Angebote 
verschiedener Bildungsträger genutzt werden. Das Problem sei, die entsprechende Moti-
vation aufzubauen. Es mache einen Unterschied, ob es die Anwesenheit in den Kursen 
gibt oder ob man sich aus Eigenantrieb und Selbstdisziplin heraus jeden Abend selbst 
hinsetzt.  
Eine weitere befriedigendere Auskunft könne er im Moment nicht geben, so Herr Berg-
mann abschließend.  
Der Vorsitzende Herr Gumprecht regt an, die Angebote zusammenzustellen, so dass es 
einen Überblick gibt.  
 
Herr Senftleben äußert, dass im Rahmen der Bekämpfung des Corona-Virus eine ganze 
Reihe von Filteranlagen gekauft wurden. Er fragt, was jetzt mit diesen Anlagen passiert, 
die ja noch ziemlich neuwertig sind.  
Herr Melzer antwortet, dass die Anlagen in den Räumen laufen, wenn die Räume belegt 
sind.  
Herr Wenzlau ergänzt, dass er nicht sagen könne, ob diese Geräte regelmäßig genutzt 
werden. Alle Pädagogen seien dazu angehalten, die Geräte auch weiterhin zu nutzen. 
Ob dies auch wirklich geschieht, könne er nicht sagen.  
 
Weiterhin spricht Herr Senftleben die Impfpflicht für das Personal des Gesundheitswe-
sens an. Wie bekannt, resultierten damals daraus bestimmte Verfahren gegenüber Per-
sonen, die dieser Pflicht nicht nachgekommen waren. Wie ist die Situation? Wird das wei-
terverfolgt?  
Herr Melzer bemerkt, dass er sich bereits Ende letzten Jahres im Kreistag dazu positio-
niert habe, dass weder Bußgelder noch Betretungsverbote ausgesprochen worden sind. 
Die Verwaltung sei sehr sorgsam mit dem Thema umgegangen. Natürlich habe man die 
Verfahren entsprechend der Gesetze betrieben. Es gebe diesbezüglich keine nachrangi-
gen Verfolgungsaktivitäten.  
  
Weitere Anfragen werden nicht gestellt.   
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KT-DS/0253/2023 
TOP  5 Vorstellung, Beratung und Bestätigung der Entwurfsplanung zum Umbau 

des Gebäudes Schloßstraße 10 in 04626 Schmölln zum Verwaltungsge-
bäude  

  
Herr Melzer führt in den Sachverhalt ein. Die Entwurfsplanung wurde bereits in den vor-
beratenden Ausschüssen vorgestellt – mit durchaus unterschiedlichen Diskussionen. 
Jetzt gehe es darum, diese Maßnahme umzusetzen.  
Wie bekannt ist, habe der Landkreis insgesamt 9 Objekte, die als Verwaltungsgebäude 
genutzt werden, davon befinden sich zwei Objekte in Schmölln – auf dem Amtsplatz und 
in der Karl-Marx-Straße. Nachdem die Nutzung der Schloßstraße als Gymnasium mit der 
Inbetriebnahme des Anbaus in der Helmholtzstraße aufgegeben wurde, habe es die 
Überlegung gegeben, dieses im Bestand des Landkreises befindliche Gebäude in der 
Nähe des Amtsplatzes im Zentrum von Schmölln als Verwaltungsgebäude zu entwickeln. 
Ursprünglich sei man von 3 Millionen Euro ausgegangen. Mittlerweile sei einige Zeit ver-
gangen und es liege die Entwurfsplanung vor; das Energiethema und auch die Barriere-
freiheit spielen eine wichtige Rolle. Mittlerweile werde von ca. 5 Millionen Euro ausge-
gangen.  
Die Sanierung soll in einer relativ kurzen Zeit erfolgen – bis Sommer 2025. Der Mietver-
trag für das Objekt in der Karl-Marx-Straße sei kürzlich bis Herbst 2025 verlängert wor-
den. 
Im Objekt Schloßstraße sollen 65 Büroräume entstehen. Sicherlich habe es schon die 
Diskussion gegeben, dass es immer weniger Einwohner gibt und demzufolge auch die 
Verwaltung weniger Personal benötigt. Die Verwaltung passe auf, dass es nicht zu viel 
Personal gibt, aber es gebe eine Aufgabenveränderung, einen Aufgabenzuwachs und es 
gebe die Tendenz zur Teilzeitbeschäftigung. Dies sei gesetzlich möglich und das wollen 
die Angestellten auch, so Herr Melzer. Demzufolge werde zusätzliches Personal benötigt, 
aber es gebe im Moment keine freien Arbeitsplätze und die Verwaltung wisse nicht, wo 
den Angestellten ein Arbeitsplatz zugewiesen werden kann.  
In der Schloßstraße soll ein moderner und nachhaltig angelegter Verwaltungsstandort 
entstehen. Sicherlich seien die Kosten dafür hoch. Die Verwaltung hatte aus dem Fi-
nanzausschuss heraus auch die Aufgabe erhalten, nach einer Alternative zu schauen. 
Dies habe die Verwaltung getan. Ein Neubau würde im Vergleich mit über 8 Millionen 
Euro zu Buche schlagen und da sei noch nicht inbegriffen, dass die Schloßstraße trotz-
dem erhalten werden muss.  
In den Ausschüssen wurde sich mehrheitlich dazu verständigt, diese Maßnahme durch-
zuführen und er werbe auch dafür, diese Umbaumaßnahme anzugehen. Es handele sich 
um ein ortsbildendprägendes Objekt, das einer sinnvollen Nachnutzung zu geführt wer-
den könnte; Mietobjekte können abgelöst werden und eigene Objekte können für die 
Verwaltung genutzt werden.  
 
Frau Maas, Leiterin des Fachdienstes Hochbau und Liegenschaften, wird folgend anhand 
einer Power -Point -Präsentation  die Entwurfsplanung vorstellen.    
  
Die mit der Planung des Objektes im Fachdienst Hochbau und Liegenschaften befassten 
Mitarbeiter haben in den letzten Tagen sehr viel Zeit investiert, um das vorliegende Er-
gebnis präsentieren zu können. Natürlich seien auch das beauftragte Planungsbüro (Frau 
Runst) oder Herr Zölsmann intensiv beteiligt gewesen, so Frau Maas einführend.   
Frau Maas geht zunächst auf die Grundstückslage und die Historie des Objektes ein, be-
nennt die Ziele und Aufgaben (z. B. Herstellung Barrierefreiheit, Erhalt mit Wärmever-
bund Amtsplatz 8) und macht Ausführungen zur beabsichtigen Infrastruktur, d. h. Zu-
sammenführung von Verwaltungseinheiten. 



Niederschrift KT/022/2023 vom 03.05.2023 11 

 

Es folgen Informationen zu den vorhandenen Grundrissen und zur beabsichtigten Neu-
gliederung der Büros unter Beachtung der brandschutztechnischen Voraussetzungen.  
Eine Herausforderung stelle das historische Treppenhaus dar. Aus Sicht des Denkmal-
schutzes sei gefordert, das Treppenhaus in Größe und Kubatur so zu erhalten, wie es 
vorhanden ist, woraus sich der 2. Rettungsweg in Form des Flures ergebe.  
Des Weiteren informiert Frau Maas zur vorhandenen Gebäudesubstanz (Dachgeschoss 
und Keller) und stellt das vorgesehene Haustechnikkonzept vor.  
Abschließend folgen Ausführungen zur Kostenentwicklung und zu Fördermöglichkeiten. 
Aus dem Finanzausschuss heraus habe sich die Aufgabe ergeben, über eine Variante 
„Neubau“ nachzudenken. Resultierend daraus folgt die Darstellung der Kostensimulation 
bei einem vergleichbaren Neubau „auf der grünen Wiese“ sowie eine Gegenüberstellung 
„Altbau/Neubau“.  
Frau Maas betont, dass die Denkmalpflege definitiv einen Abriss des vorhandenen Ge-
bäudes ablehnt. Die Kosten für einen Neubau würden ca. 8,9 Millionen Euro betragen, d. 
h. die Kosten bei einem Umbau/Umnutzung des ehemaligen Gymnasiums in der Schloß-
straße fallen ca. 3,8 Millionen Euro niedriger aus als ein Neubau „auf der grünen Wiese“.  
  
Der Vorsitzende eröffnet die Möglichkeit, Nachfragen zu stellen.  
 
Herr Greunke bezieht sich auf die Ausführungen zum Dachboden und dem erforderlichen 
Rückbau der ehemaligen Hausmeisterwohnung. Er möchte wissen, ob die Räumlichkei-
ten definitiv nicht nutzbar sind. Es könne ja sein, dass zu einem späteren Zeitpunkt doch 
mehr Platz benötigt wird, z. B. für ein Archiv.  
Frau Maas äußert, dass sicherlich alles nachgerüstet werden könne, aber statisch werde 
der Umbau jetzt nicht so weit vorangetrieben, dass eine Nutzung ohne Weiteres erfolgen 
könnte. Deswegen werde es nur zurückgebaut und ungenutzt gelassen.  
 
Herr Hoffmann hat eine Frage zum Keller. Eine Sanierung sei nicht vorgesehen. Er fragt, 
ob ausgeschlossen werden kann, dass später dennoch extreme Kosten durch den Keller 
entstehen werden.  
 
Bevor die Architektin Frau Runst auf die Frage antwortet, bittet der Vorsitzende um Ertei-
lung des Rederechts für Frau Runst. Dieses wird einstimmig erteilt.  
 
Frau Runst führt aus, dass es sich bei dem Keller um einen typischen Altbaukeller han-
delt, wie er in vielen historischen Gebäuden vorzufinden ist. Der Keller sei nass und die 
Sanierung würde unwahrscheinlich viel Aufwand bedeuten. Daher wurde sich entschlos-
sen, den Keller einfach so zu belassen wie er ist. Dass später trotzdem noch hohe Kos-
ten entstehen, könne ausgeschlossen werden, so Frau Runst.   
 
Herr Reinboth bezieht sich auf die Aussage zur Gesamtfläche, die 2.155 m² beträgt. Er 
fragt, ob diese Zahl auch als Maßstab für einen Neubau angenommen wurde.  
Frau Maaß erklärt, dass sich für einen Neubau entsprechend Baupreisindex (BKI) andere 
Flächen ergeben. Ermittelt wurden 2.500 m² Brutto-Grundfläche. Sie ergänzt, dass sogar 
2.800 bis 2.900 m² Fläche herauskommen würden. Dieser Maßstab sei aber nicht ange-
setzt worden.  
 
Herr Rosenfeld hat eine Nachfrage. Geprüft werden noch Städtebaufördermittel; diesbe-
züglich könnten max. 2/3 der umlagefähigen Kosten abgerechnet werden. Bei ange-
nommenen 4 Mill. Euro Baukosten wären dies 2,6 Mill. Euro Fördermittel. Er fragt, ob die 
Verwaltung vorhat, das zu beantragen.  
Frau Maas antwortet, dass es der Verwaltung natürlich sehr recht wäre, wenn es diese 
Fördermittel geben würde. Sie wisse aber, dass in der Vergangenheit bereits Städtebau-
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fördermittel für das Objekt ausgereicht worden sind. Sie glaube daher nicht, dass die 
komplette Summe nochmals zur Verfügung stehen würde. Daher müsse sie mit der 
Stadtverwaltung Schmölln ins Gespräch kommen und schauen, was überhaupt förderfä-
hig ist. Sie könne daher keine Größenordnung benennen.  
Herr Rosenfeld möchte wissen, ob der Kreistag von Frau Maas die Zusage habe, dass 
erst Aufträge ausgelöst werden, nachdem diese Frage geprüft worden ist.  
Herr Melzer äußert, dass es zunächst um einen Grundsatzbeschluss geht. Bis auf wenige 
Fördermöglichkeiten sei die Verwaltung in der HH-Planung bis jetzt davon ausgegangen, 
dass der Umbau ohne Fördermittel erfolgt. Wenn es Fördermittel gibt, werden diese na-
türlich gern genutzt. Es könne nicht Jahre gewartet werden, bis der Landkreis Fördermit-
tel erhält – bestenfalls mit Fördermittel, schlimmstenfalls ohne.  
 
Weitere Nachfragen werden keine gestellt.  
 
Der Vorsitzende bittet um Mitteilung der Beschlussempfehlung der Ausschüsse.  
 
Herr Melzer teilt mit, dass der Ausschuss für Wirtschaft, Umwelt und Bau die Beschluss-
vorlage einstimmig zur Beschlussfassung empfohlen hat.  
 
Der Finanzausschuss hat die Vorlage mit 3 Ja-Stimmen, 2 Nein-Stimmen und 2 Stimm-
enthaltungen zur Annahme empfohlen, teilt Herr Nündel mit.  
 
Der Kreisausschuss habe die Vorlage einstimmig empfohlen, informiert Herr Melzer.  
 
Der Kreistag fasst folgenden Beschluss:  
 
Beschluss  Nr. 133:  
Der Kreistag beschließt die Umsetzung des Gebäudeumbaus Schloßstraße 10 in 04626 
Schmölln zum Verwaltungsgebäude entsprechend der Entwurfsplanungen (Stand April 
2023).  
 
Abstimmungsergebnis:  
Von den 47 beschließenden Mitgliedern des Kreistages waren zur Abstimmung 39 Mit-
glieder anwesend. 
Der Beschluss wurde mit 27 Ja-Stimmen, 6 Nein-Stimmen und 6 Stimmenthaltungen ge-
fasst.  
 
 

KT-DS/0242/2023 
TOP  6 Wahl der Vertrauenspersonen für den Wahlausschuss beim Amtsgericht  
  
Der Vorsitzende Herr Gumprecht ruft o. g. KT-Drucksache auf und gibt einführend Hin-
weise zum Ablauf der Wahl.  
Die Wahl der Vertrauenspersonen setze eine 2/3-Mehrheit der Anwesenden voraus. Ge-
genwärtig sind 39 Mitglieder des Kreistages anwesend. Das bedeutet, dass jeder Kandi-
dat mindestens 26 Stimmen erhalten muss. 10 Bewerber haben ihre Bereitschaft erklärt, 
sich als Vertrauensperson für den Wahlausschuss beim Amtsgericht wählen zu lassen. 
Zu wählen sind 7 Vertrauenspersonen, d. h. es können maximal 7 Stimmen abgegeben 
werden.  
Wenn keine 7 Personen gewählt werden bzw. die Kandidaten die erforderliche 2/3-
Mehrheit erreichen, wird es einen weiteren Wahlgang geben.  
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Außerdem liege von allen Kandidaten das Einverständnis vor, dass diese – falls sie nicht 
zu den 7 gewählten Vertrauenspersonen gehören – als Stellvertreter zur Wahl zur Verfü-
gung stehen.  
 
Der Vorsitzende fragt, ob weitere Kandidatenvorschläge benannt werden. Das ist nicht 
der Fall. Es bleibt demnach bei den im Vorfeld 10 eingereichten Wahlvorschlägen.  
Eine Übersicht über die 10 Kandidaten liegt in den Mappen der Kreistagsmitglieder und 
wird auf der Leinwand für alle sichtbar angezeigt. 
Der Vorsitzende zeigt den Stimmzettel und erklärt nochmals, dass maximal 7 Stimmen zu 
vergeben sind.   
 
Durch das Büro des Kreistages stehen vorbereitete Stimmzettel zur Verfügung. Von jeder 
Fraktion nimmt ein Vertreter die Anzahl der Stimmzettel entsprechend der Anzahl der 
anwesenden Fraktionsmitglieder in Empfang.  
Als Wahlhelfer aus den Fraktionen fungieren: Herr Frank Tanzmann, Frau Doreen Rath, 
Frau Nebel, Herr Senftleben, Frau Rolle, Frau Haustein. 
 
Der Vorsitzende weist darauf hin, dass die Wahlkabine zu benutzen ist.  
 
Folgende Personen stehen zur Wahl:  
 
Heinke, Marko 
Oehler, Bernd 
Jaschke, Monika 
Kretzschmar, Eckhard 
Trübger, Jörg 
Rudy, Thomas 
Langer, Kathrin 
Lindig, Matthias 
Sojka, Michaele 
Schrade, Sven 
 
Nach der Durchführung der Wahlhandlung und dem Auszählen der Stimmzettel durch die 
Wahlhelfer aus den Fraktionen verkündet der Vorsitzende Herr Gumprecht, wer im 1. 
Wahlgang  die erforderliche 2/3Mehrheit erreicht hat und somit als Vertrauensperson ge-
wählt ist:    
 
1. Heinke, Marko     - 28 Stimmen 
2. Jaschke, Monika  - 29 Stimmen 
3. Trübger, Jörg    - 31 Stimmen 
4. Langer, Kathrin   - 32 Stimmen 
5. Lindig, Matthias   - 27 Stimmen  
 
Da keine 7 Vertrauenspersonen gewählt sind folgt ein 2. Wahlgang mit den verbliebenen 
Kandidaten. Die Wahlhelfer aus den Fraktionen nehmen die vorbereiteten Stimmzettel in 
Empfang.  
Der Vorsitzende gibt den Hinweis, dass auf dem Stimmzettel 5 Kandidaten stehen und 
dass aber maximal 2 Stimmen vergeben werden dürfen. Eine 2/3-Mehrheit ist ebenfalls 
erforderlich. Bei nach wie vor 39 anwesenden Mitgliedern des Kreistages sind 26 Stim-
men erforderlich.  
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Folgende Personen stehen im 2. Wahlgang zur Wahl:  
 
Oehler, Bernd 
Kretzschmar, Eckhard 
Rudy, Thomas 
Sojka, Michaele 
Schrade, Sven 
 
Nach der Durchführung der Wahlhandlung und dem Auszählen der Stimmzettel durch die 
Wahlhelfer der Fraktionen verkündet der Vorsitzende Herr Gumprecht, wer im 2. Wahl-
gang  die erforderliche 2/3-Mehrheit erreicht hat und somit als Vertrauensperson gewählt 
ist:   
 
6. Schrade, Sven   - 26 Stimmen 
 
Herr Plötner äußert, dass es zur Berichterstattung des Vorsitzenden gehöre, das Wahler-
gebnis aller Kandidaten bekanntzugeben. Er bittet um Benennung der erreichten Stim-
men der anderen Kandidaten.  
 
Der Vorsitzende, Herr Gumprecht, gibt das Wahlergebnis des 2. Wahlganges bekannt:  
Oehler, Bernd   - 10 Stimmen 
Kretzschmar, Eckhard  - 17 Stimmen 
Rudy, Thomas  - 9 Stimmen 
Sojka, Michaele   - 14 Stimmen 
Schrade, Sven  - 26 Stimmen 
 
Da die erforderliche Anzahl an Vertrauenspersonen noch nicht gewählt ist, folgt ein 3. 
Wahlgang mit den verbliebenen Kandidaten. Der Vorsitzende erklärt, dass 4 Personen 
auf dem Stimmzettel stehen, aber lediglich 1 Stimme zu vergeben ist. Wenn kein Kandi-
dat die 2/3-Mehrheit erreicht, kündigt Herr Gumprecht einen weiteren Wahlgang an. 
Wenn dieser auch nicht zum Erfolg führt, soll die Wahlhandlung abgebrochen werden. 
Die gesetzlichen Vorgaben, 7 Vertrauenspersonen zu wählen, seien dann nicht erfüllt. Es 
könne aber auch nicht unendlich viele Wahlgänge geben.  
 
Folgende Personen stehen auf dem Stimmzettel:  
Oehler, Bernd 
Kretzschmar, Eckhard 
Rudy, Thomas 
Sojka, Michaele  
 
Die Wahlhelfer aus den Fraktionen nehmen die vorbereiteten Stimmzettel entgegen. Es 
folgt die Wahlhandlung.  
 
Der Vorsitzende schließt den Wahlgang und verkündet das Ergebnis. Kein Kandidat  hat 
im 3. Wahlgang  die erforderliche 2/3-Mehrheit erreicht: 
Oehler, Bernd   -  7 Stimmen 
Kretzschmar, Eckhard  -  20 Stimmen 
Rudy, Thomas  -  1 Stimme 
Sojka, Michaele   -  10 Stimmen 
 
Der Vorsitzende bittet die Vorsitzenden der Fraktionen sowie den Vertreter des Fach-
dienstes Recht, Herrn Wolf, nach vorn, um sich über die weitere Verfahrensweise abzu-
stimmen.  
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Es wird übereingekommen, dass es dabei bleibt, einen 4. Wahlgang durchzuführen.  
 
Frau Sojka meldet sich zu Wort. Damit es im nächsten Wahlgang zu einem Ergebnis 
kommen kann, bittet sie, im nächsten Wahlgang den Herrn Kretzschmar zu wählen und 
nicht sie anzukreuzen. Sie erhoffe sich davon, dass dann eine 2/3-Mehrheit für Herrn 
Kretzschmar erreicht wird. Sie werde sich als Stellvertreter zur Verfügung stellen.  
 
Herr Rudy meldet sich zu Wort. Er möchte es ebenso wie Frau Sojka handhaben. Er bit-
tet, den Herrn Kretzschmar zu wählen und nicht ihn selbst.  
 
Durch das Büro des Kreistages werden die Stimmzettel für den 4. Wahlgang vorbereitet. 
Die Wahlhelfer aus den Fraktionen nehmen die Stimmzettel in Empfang. Es sind nach 
wie vor 39 Mitglieder des Kreistages anwesend. 26 Stimmen sind für eine erfolgreiche 
Wahl mit 2/3-Mehrheit erforderlich.  
 
Folgende Personen stehen auf dem Stimmzettel:  
 
Oehler, Bernd 
Kretzschmar, Eckhard 
Rudy, Thomas 
Sojka, Michaele  
 
Nach der Durchführung der Wahlhandlung und dem Auszählen der Stimmen durch die 
Wahlhelfer aus den Fraktionen verkündet der Vorsitzende das Ergebnis des 4. Wahl-
ganges :  
 
Oehler, Bernd  - 1 Stimme 
Kretzschmar, Eckhard - 27 Stimmen 
Rudy, Thomas  - keine 
Sojka, Michaele   - 8 Stimmen 
 
Als Vertrauensperson für den Wahlausschuss beim Amtsgericht ist somit gewählt:  
 
7. Eckhard, Kretzschmar   - 27 Stimmen 
 
Der Vorsitzende verweist auf die Möglichkeit, dass in einem weiteren Wahlgang Stellver-
treter gewählt werden können. Alle Kandidaten haben dazu im Vorfeld ihre Bereitschaft 
signalisiert, falls sie nicht als Vertrauensperson gewählt werden.  
 
Herr Schrade hat um 19:37 die Sitzung des Kreistages verlassen.  
38 Mitglieder des Kreistages sind anwesend.  
 
Durch das Büro des Kreistages werden die Stimmzettel vorbereitet. Diese werden von 
den Wahlhelfern aus den Fraktionen in Empfang genommen. Bei 38 anwesenden Mit-
gliedern des Kreistages benötigt ein Kandidat für eine erfolgreiche Wahl nach wie vor 26 
Stimmen. 
 
Folgende Kandidaten stehen für die Wahl als Stellvertreter zur Verfügung:  
 
Oehler, Bernd 
Rudy, Thomas 
Sojka, Michaele  
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Nach der Durchführung der Wahlhandlung und dem Auszählen der Stimmzettel durch die 
Wahlhelfer aus den Fraktionen gibt der Vorsitzende Herr Gumprecht das Ergebnis be-
kannt: 
 
Oehler, Bernd  - 13 Stimmen 
Rudy, Thomas  - 11 Stimmen 
Sojka, Michaele  - 23 Stimmen 
 
Keiner der Kandidaten hat die erforderliche 2/3-Mehrheit (26 Stimmen) erreicht. Somit ist 
kein Stellvertreter gewählt.  
 
Der Vorsitzende erklärt die Wahlhandlung für beendet.  
 
Beschluss Nr. 134:  
Der Kreistag wählt die in der Anlage aufgeführten Personen als Vertrauensleute für den 
Wahlausschuss beim Amtsgericht Altenburg zur Wahl der Schöffen und Jugendschöffen 
für die am 01.01.2024 beginnende Wahlperiode.  
 
Abstimmungsergebnis:  
Von den 47 beschließenden Mitgliedern des Kreistages waren zur Wahl 39 Mitglieder 
anwesend. 
Wahlergebnis siehe Anlage.  
 
 

KT-DS/0252/2023 
TOP  7 Änderung der Entgeltordnung des Landkreises Altenburger Land für das 

Lindenau -Museum mit seiner Kunstschule für die Zeit im Interim, Kunst-
gasse 1 in Altenburg  

  
Der Vorsitzende ruft o. g. KT-Drucksache auf.  
Herr Melzer ergreift das Wort und verweist darauf, dass Herr Dr. Krischke anwesend ist. 
Ebenso ist Herr Dr. Spiera, der stellv. Direktor anwesend sowie der neue persönliche Re-
ferent von Herrn Dr. Krischke, Herr Karthe.   
 
Nachfragen zur Vorlage werden keine gestellt.  
 
Der Ausschuss für Schule, Kultur und Sport empfiehlt einstimmig die Beschlussfassung, 
teilt Herr Zippel mit.  
Der Kreisausschuss empfiehlt ebenfalls einstimmig die Beschlussfassung durch den 
Kreistag, informiert Herr Melzer.  
 
Der Kreistag fasst folgenden Beschluss: 
 
Beschluss Nr. 135:  
Der Kreistag beschließt die Änderung der Entgeltordnung des Landkreises Altenburger 
Land für das Lindenau-Museum Altenburg mit Kunstschule in der beigefügten Fassung. 
 
Abstimmungsergebnis:  
Von den 47 beschließenden Mitgliedern des Kreistages waren zur Abstimmung 38 Mit-
glieder anwesend. 
Der Beschluss wurde einstimmig mit 38 Ja-Stimmen gefasst.  
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KT-DS/0256/2023 

TOP  8 Vertrag zur Finanzierung von Abschlagszahlungen der Aufgabenträger 
auf den Nachteilsausgleichanspruch wegen Auferlegung des Tarifs 
Deutschlandticket  

  
Der Vorsitzende Herr Gumprecht eröffnet den TOP und fragt, ob Erörterungsbedarf be-
steht. Dies wird nicht gewünscht.  
 
Das Votum der Ausschüsse für die Beschlussempfehlung lautet wie folgt:  
Der Ausschuss für Wirtschaft, Umwelt und Bau hat mit einer Enthaltung die Beschluss-
fassung empfohlen; der Kreisausschuss hat eine einstimmige Beschlussempfehlung 
ausgesprochen, informiert Herr Melzer.  
Der Finanzausschuss empfiehlt einstimmig die Beschlussfassung, teilt Herr Nündel mit.  
 
Der Kreistag fasst folgenden Beschluss:  
 
Beschluss N r. 136:  
Der Kreistag ermächtigt den Landrat, den als Anlage beigefügten Vertrag zur Finanzie-
rung von Abschlagszahlungen der Aufgabenträger auf den Nachteilsausgleichsanspruch 
wegen Auferlegung des Tarifs Deutschlandticket zu unterzeichnen. 
 
Abstimmungserge bnis:  
Von den 47 beschließenden Mitgliedern des Kreistages waren zur Abstimmung 38 Mit-
glieder anwesend. 
Der Beschluss wurde einstimmig mit 37 Ja-Stimmen gefasst. Ein Mitglied hat an der Ab-
stimmung nicht teilgenommen.  
 
 

KT-DS/0250/2023 
TOP  9 Berufung eine s sachkundigen Bürgers in den Ausschuss für Wirtschaft, 

Umwelt und Bau (Antrag der AfD -Fraktion)  
  
Der Kreistag fasst folgenden Beschluss:  
 
Beschluss Nr. 137:  
Der Kreistag lehnt den Antrag der AfD-Fraktion, Herrn Johannes Sondermann als bera-
tendes Mitglied in den Ausschuss für Wirtschaft, Umwelt und Bau, zu berufen, mehrheit-
lich ab.  
 
Abstimmungsergebnis:  
Von den 47 beschließenden Mitgliedern des Kreistages waren zur Abstimmung 38 Mit-
glieder anwesend. 
Der Beschlussvorschlag wurde mit 8 Ja-Stimmen, 20 Nein-Stimmen und 10 Stimmenthal-
tungen mehrheitlich abgelehnt.  
 
 

KT-DS/0251/2023 
TOP  10 Neubesetzung des Beirates für Integrierte Sozialplanung (Antrag der 

Fraktion  DIE REGIONALEN)  
  
Der Kreistag fasst folgenden Beschluss:  
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Beschluss Nr. 138:  
Der Kreistag beschließt: Anstelle von Herrn Klaus-Peter Liefländer wird Frau Christine 
Helbig als Mitglied in den Beirat für Integrierte Sozialplanung berufen. Stellvertreter bleibt 
Herr Steffen Kühn.  
 
Abstimmungsergebnis:  
Von den 47 beschließenden Mitgliedern des Kreistages waren zur Abstimmung 38 Mit-
glieder anwesend. 
Der Beschluss wurde einstimmig mit 38 Ja-Stimmen gefasst.  
 
 

KT-DS/0254/2023 
TOP  11 Stipendium für Medizinstudenten (Antrag der SPD/Bündnis 90/DIE GRÜ-

NEN-Fraktion)  
  
Herr Paulicks, Vorsitzender der SPD/Bündnis 90/DIE GRÜNEN-Fraktion, erhält das Wort 
zur Erläuterung der Vorlage.  
 
Die Vorlage beinhalte ein Stipendium für Medizinstudenten im Altenburger Land. Wie in 
den Medien bereits dargestellt und vielleicht hat es der eine oder andere bereits am ei-
genen Leib erfahren – im Altenburger Land gibt es einen bedrohlichen Ärztemangel, so 
Herr Paulicks.  
Viele Praxen seien bereits geschlossen. In den nächsten Jahren sei davon auszugehen, 
dass die Lage sich nicht verbessern wird, wenn nicht gegengesteuert wird.  
Seine Fraktion möchte nicht tatenlos zusehen und möchte daher ein Stipendium installie-
ren, mit der Aufforderung an die Studenten, dann im Altenburger Land eine Arztpraxis zu 
übernehmen.  
Der Beschlussvorschlag liege vor. Seine Fraktion stellt aber nach der Beratung im Kreis-
ausschuss und nach Rücksprache mit den anderen Fraktionen einen Geschäftsord-
nungsantrag  (§ 16 Abs. 1 Buchstabe f GO des Kreistages). Die Vorlage soll in den Aus-
schuss für Soziales und Gesundheit  sowie in den Finanzau sschuss verwiesen  wer-
den. Dort sollen gemeinsame Lösungen gefunden werden, ob evtl. nicht nur ein rein mo-
netäres Stipendium, sondern evtl. auch sog. „weiche Faktoren“ dazu beitragen, mehr Ärz-
te ins Altenburger Land zu bekommen.  
 
Herr Plötner erhält das Wort. Herr Paulicks habe es angesprochen – es sei ein hoher Be-
darf vorhanden, Arztpraxen in der Allgemeinmedizin und in anderen Fachrichtungen zu 
besetzen. 
Er könne vorwegnehmen, dass seine Fraktion gern die Überweisung in die Fachaus-
schüsse unterstützt. Gleichzeitig beantragt er noch zusätzlich die Überweisung in den 
Kreisausschuss.  
In seiner Fraktion sei die Frage aufgekommen, wie kurzfristig dieser Anreiz wirken kann. 
Ein Medizinstudium dauere viele Jahre. Das helfe dann nicht bei kurzfristigen Lösungs-
ideen. Auch sei debattiert worden was passiert, wenn z. B. das Studium abgebrochen 
wird, wenn sich der Lebensmittelpunkt ändert u. a.  
Ferner gebe es bereits zahlreiche Förderinstrumente im Land Thüringen, um die Nieder-
lassung von Ärzten zu fördern. Gleichwohl benötige es die Personen, die die Angebote 
annehmen und von diesen Fördermitteln profitieren.  
Er denke, dass es auch nicht zielführend ist, wenn man sich als Landkreis thüringenweit 
und mit anderen kreisfreien Städten kannibalisiert nach dem Motto, wer die meisten Sti-
pendien ausruft und sich das finanziell leisten kann, der hat später auch eine gute Ver-
sorgung. Dies müsse mit Augenmaß gemacht werden und alles in den Blick genommen 
werden. Außerdem stelle sich die Frage, wie es mit anderen Berufsgruppen gehandhabt 
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wird, die dann folgen, z. B. Stipendien für Lehramtsstudenten und für Ingenieurswesen-
Studenten oder für Pharmazie-Studenten. Es gebe viele Bereiche mit Nachwuchssorgen. 
Wo soll der Landkreis enden, wenn man es selbst in die Hand nehmen will, die Men-
schen zu qualifizieren, fragt Herr Plötner. Kurzum: Der Landkreis müsse sich attraktiv 
aufstellen. Es müsse dafür Sorge getragen werden, dass die Menschen gern ins Alten-
burger Land kommen und auch ihre Berufszukunft hier sehen.  
Das Altenburger Land habe den Vorteil, dass das Klinikum auch Ausbildungskranken-
haus ist. Es müsse gelingen, dass die Menschen so begeistert von der Region sind, dass 
sie gern in Zukunft hier Praxen besetzen und dadurch die Versorgung stärken. Er denke, 
dass dies die richtigen Ansatzpunkte sind, aber das könne in den Ausschüssen diskutiert 
werden. Der Ansatz sei gut, aber es gebe noch viele Detailfragen, denen man sich wid-
men muss. 
 
Herr Zippel verweist auf eine gute erste Diskussion im Kreisausschuss. Er sei der 
SPD/Bündnis 90/DIE GRÜNEN-Fraktion dankbar, dass sie den Vorschlag gemacht ha-
ben. Es müsse bei der ganzen Problematik aufgepasst werden, dass es nicht zu einer 
Doppelförderung kommt. Es gebe bereits viele Angebote. Ihm sei wichtig, dass es keine 
Doppelförderung mit der Stiftung Ambulante Versorgung gibt. Es müsse aufgepasst wer-
den, dass man sich nicht auf eine „Spielwiese“ begibt, die für den Landkreis zum einen 
nicht der eigene Aufgabenbereich ist und zum anderen den Landkreis überfordert. Ein 
weiterer wichtiger Punkt ist, dass über das Thema der ärztlichen Selbstverwaltung ge-
sprochen wird, d. h. die kassenärztliche Vereinigung Thüringen wird sehr genau hin-
schauen, inwieweit der Landkreis überhaupt tätig werden kann.  
Die CDU/FDP-Fraktion wird sicherlich zu diesem Antrag eigene Vorschläge machen und 
dann nochmal nachjustieren. Deswegen wird die Überweisung in die Fachausschüsse 
unterstützt.  
 
Herr Rückert äußert, dass die gute Intension des Antrages auf der Hand liege. Dem Ge-
schäftsordnungsantrag auf Überweisung in die Ausschüsse könne seine Fraktion zu-
stimmen. Seine Vorredner haben bereits vieles ausgeführt. Nichtsdestotrotz müsse dar-
über gesprochen werden. Er verweist auf die Ausführungen von Herrn Apel über den 
progressiven ländlichen Raum und die fehlenden akademischen Einrichtungen und 
ebenso auf den vor zwei Jahren gefassten Beschluss zur Unterstützung des  „Physician 
Assistant“. Auch dies sei ein Lösungsansatz, den er bittet, gleich mitzudiskutieren, wenn 
der Antrag der SPD/Grünen-Fraktion in die Fachausschüsse geht.  
 
Der Vorsitzende fasst zusammen, dass zwei Anträge vorliegen – Verweisung in den So-
zial- und Gesundheitsausschuss und in den Finanzausschuss sowie der Antrag auf zu-
sätzliche Verweisung in den Kreisausschuss. 
Über die Geschäftsordnungsanträge – Verweisung in drei Ausschüsse – wird gemeinsam 
abgestimmt.  
 
Zur Abstimmung über den Geschäftsordnungsantrag  sind 37 Mitglieder des Kreista-
ges anwesend. Mit 37 Ja-Stimmen findet der Antrag die Zustimmung .  
 
 

KT-DS/0255/2023 
TOP  12 Förderung der Schulspeisung im Alte nburger Land als kommunaler Bei-

trag zur Dämpfung der Inflationskosten für Familien (Antrag der Fraktion 
DIE LINKE) 

  
Herr Tempel, Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE, führt in den Sachverhalt ein. Mit dem 
vorangegangenen TOP habe man sehen können, dass der Kreistag durchaus recht 
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emanzipiert Problemlagen aufnehmen und diskutieren und sicherlich auch langfristig zu 
einer Lösung kommen kann.  
Mit dem Antrag der Fraktion DIE LINKE hatte man sich Ähnliches erhofft. Zunächst wurde 
eine Datengrundlage bei der Verwaltung abgefragt. Die Situation in der Bevölkerung 
wurde aufgegriffen. Es gebe eine sehr hohe Inflation. Es gebe die Bemühungen von 
Bund und Ländern, eine Entlastung herbeizuführen. Es gebe auch Entlastungszahlungen 
für die Kommunen. Es gebe aber auch die Situation, dass das Altenburger Land zu einer 
besonderen Region in Deutschland gehört. Wenn von einer hohen Inflation gesprochen 
wird, dann sind immer die ärmsten der Gesellschaft davon betroffen. Wenn die Statistiken 
angeschaut werden, dann liege Thüringen weit über dem Durchschnitt, was die Armuts-
quote angeht. Beim Blick in die Bertelsmann-Studie sei ersichtlich, dass das Altenburger 
Land zu den Regionen gehört, die am schlechtesten in Thüringen abschneiden. Es gebe 
auch die Situation, dass es zwar hohe Tarifabschlüsse gibt, aber andererseits sei die Ta-
rifanbindung auch sehr gering, über 50 % in Thüringen. Häufig seien dies Menschen, die 
in den unteren Einkommensklassen im Mindestlohnbereich arbeiten, wo beide zwar Geld 
verdienen, aber eben im Mindestlohnbereich; die kein Bürgergeld und kein Wohngeld 
oder sonstige Förderung bekommen. Viele Menschen wissen nicht mehr, wie die hohen 
Einkaufskosten gestemmt werden sollen. Oft betreffe es nicht nur ein Kind, sondern zwei 
oder mehr Kinder. Dann gehe es nicht um eine Entlastung von 20 Euro, sondern um 40 
oder 60 Euro. Mit dieser Situation habe das Altenburger Land zu tun und er hoffe in der 
Zukunft, dass sich der Landkreis dieser Problematik annimmt.  
Er habe Respekt für jeden, der als Bürgermeister Probleme hat, den eigenen Haushalt 
aufzustellen. Der Landkreis erhalte eine Entlastungszahlung vom Land in Höhe von ca. 3 
Mill. Euro. Der Kreistag habe nicht einmal darüber gesprochen, wie dieses Geld verwen-
det werden soll. Vom Kämmerer der Verwaltung wurde vorgerechnet, dass das Geld ei-
gentlich schon ausgegeben ist und eigentlich noch 200 TEuro fehlen. Wann gab es das 
jemals, dass der Kreistag nicht einmal darüber gesprochen hat, ob nicht ein Teil des Gel-
des zumindest für die Entlastung der Bürger verwendet wird? Auch die Bürger haben 
Haushalte und auch die ächzen nach Entlastung. Es gebe Familien, die am Monatsende 
nicht wissen, wie sie das Auto volltanken sollen oder den Wochenendeinkauf finanzieren 
können und für diese Menschen müsse mitgedacht werden.  
Die Fraktion DIE LINKE werde das Thema weiter aufrechterhalten. Das Angebot zur Zu-
sammenarbeit sei auch an verschiedene andere Fraktionen gegangen. Auch die Wahl-
programme von SPD/Grüne bringen ihm in manchen Themenbereichen Sympathien ent-
gegen; auch die CDU sei bei der Familienpolitik und bei der Entlastung von Familien im-
mer ein Ansprechpartner gewesen.  
Nach den Ergebnissen in den Ausschüssen sei ihm klar, dass der Antrag heute abge-
lehnt wird. Es sei um Formulierungsfragen gegangen, um Machbarkeit und bürokrati-
schen Aufwand. All das habe nicht zur Debatte gestanden. Dazu müsse es aber kom-
men. Es wird Haushaltsberatungen für den Haushalt von 2024 geben. Er könne verspre-
chen, dass es von der Fraktion DIE LINKE erneut eine Anregung geben wird, über die 
Thematik zu reden. Vielleicht animiert es den einen oder anderem, in seinem Umfeld zu 
schauen, wie die soziale Lage von Menschen ist, die keine 3000 Euro netto verdienen. 
Die Inflation bewege sich ebenfalls weiter auf einem sehr hohen Stand.  
Er verweist darauf, dass es in einem Ausschuss eine Mehrheit für den Antrag gegeben 
hat. Es sei der Ausschuss gewesen, in dem auch externe Mitglieder vertreten sind.  
Abschließend äußert er, dass die Verpflichtung da ist, dass nicht nur an den kommunalen 
Haushalt gedacht wird. Er sehe auch die privaten Haushalte, die mehr Unterstützung 
verdient haben. Es werde viel über Demokratieverständnis und Politikakzeptanz gespro-
chen. Ein Signal, dass auch in der Kommunalpolitik an diese Menschen gedacht wird, 
würde diesem Kreistag gutstehen.  
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Herr Tempel erneuert sein Angebot zur Zusammenarbeit in dieser Thematik. Der Kreistag 
müsse bereit sein, über diese Thematik zu reden. Es gebe nicht nur den Kreishaushalt 
und den städtischen Haushalt, sondern auch viele private Haushalte, die Hilfe brauchen.  
 
Herr Weber verlässt um 20:10 Uhr die Sitzung des Kreistages. 
 
Der Vorsitzende fragt, ob sich die Fraktionen dazu äußern möchten.  
 
Herr Prehl ergreift das Wort. Die Aussage von Herrn Tempel, dass nicht darüber gespro-
chen wurde, stimme nicht. In seiner Fraktion sei viele Male darüber gesprochen worden, 
auch bereits bei dem Antrag davor. Das Ergebnis sei gewesen, dass kein Bedarf gese-
hen wird, weil es das Bildungs- und Teilhabepaket gibt und viele Familien, die einen An-
spruch auf diese Leistungen hätten, diese nicht in Anspruch nehmen. Außerdem gehe 
aus dem Antrag der LINKEN nicht hervor, welche Bevölkerungsteile unterstützt werden 
sollen. Da seien auch Familien dabei, die das gar nicht brauchen und denen 20 Euro egal 
sind. Aus dem Antrag werde nicht deutlich, was eigentlich gewollt wird.  
Die SPD/Bündnis 90/DIE GRÜNEN-Fraktion könnte sich vorstellen, aus dem Antrag eine 
Art „Nothilfepaket“ zu machen, für extreme Notfälle, die durch das soziale Raster rut-
schen und in keinem sozialen Bereich aufgefangen werden. Das wäre aus Sicht seiner 
Fraktion denkbar, aber für das, was die Fraktion DIE LINKE vorschlägt, werde kein Be-
darf gesehen.  
 
Herr Zippel äußert, dass es noch einige Argumente mehr gibt. Die CDU/FDP-Fraktion 
habe sich ebenfalls mit der Thematik intensiv auseinandergesetzt. Deswegen sei es nicht 
ganz fair, wenn gesagt wird, dass es diesen Austausch nicht gegeben hat. Auch in den 
Ausschüssen wurde intensiv diskutiert.  
Auch in seiner Fraktion kam die Fragestellung auf, in wie weit überhaupt der Bedarf dafür 
vorhanden ist. Sie seien davon überzeugt, dass die wirklich Bedürftigen die Unterstüt-
zung bereits erhalten, d. h. es müsse ein Fragezeichen an die Zielgenauigkeit dieser 
Maßnahme gemacht werden. Es sei ein großes Problem, wenn diese Zielgenauigkeit 
nicht vorhanden ist. Hinzu komme der Aufwand, der für die Verwaltung entsteht. Es wer-
de ein Missverhältnis gesehen zwischen dem Aufwand, der betrieben wird und der Höhe 
der Hilfe. Ein weiteres Argument seien die enormen Kosten in Höhe von ca. 1 Mill. Euro. 
Dafür, dass damit den Bedürftigsten nicht wirklich unter die Arme gegriffen wird und nicht 
die erreicht werden, die es wirklich betrifft, sondern das Geld mit der Gießkanne verteilt 
wird, sind 1 Mill. Euro viel Geld. Auch die komplizierte Beantragung sei ein weiterer 
Punkt. Wenn über Hilfen gesprochen wird, müssen diese niederschwellig sein und nicht 
hohe Hürden haben.   
Zum Vorschlag der Kostendeckung äußert Herr Zippel, dass es problematisch ist, wenn 
die Vorschläge aus dem Bereich kommen, der eigentlich für Energiehilfen und Umwelt-
schutz gedacht ist. Er möchte ungern das eine Thema gegen das andere ausspielen. Die 
Gelder sollten dafür eingesetzt werden, wofür sie gedacht sind. Wenn Hilfen dieser Art 
gewollt sind, sollten andere Quellen gefunden werden.  
Von daher gebe es von der CDU/FDP-Fraktion ein NEIN zu diesem Vorschlag. 
 
Herr Rückert bemerkt, dass er sich den Ausführungen von Herrn Prehl und Herrn Zippel 
anschließen könne. Wenn heute dieser große Betrag im Haushalt festgehalten werden 
würde, was geschieht dann in den Folgejahren, fragt Herr Rückert. Das sei alles nicht 
ordentlich planbar. Die Belastung der Verwaltung stehe nicht im guten Verhältnis zu den 
Vorteilen. Die Zielgruppe sei nicht sauber definiert. Egal wie der Kreistag dazu beschlie-
ßen wird – Zustimmung oder Ablehnung. Bei Zustimmung sei es eine tolle Wahlkampfhil-
fe für Herrn Tempel, bei Ablehnung werde es trotzdem als Wahlkampfhilfe benutzt wer-
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den. Nichtsdestotrotz sprechen viele Sachargumente dagegen und deswegen werde von 
der Fraktion FREIE WÄHLER die Nichtzustimmung empfohlen.   
 
Herr Senftleben äußert, dass zumindest nach mehreren Anläufen ein abstimmungsfähi-
ger Antrag vorliegt, über den man durchaus reden könne.  
Er müsse folgende Fragen stellen: Haben wir es mit einer Handlungserfordernis zu tun? 
Sind wir uns sicher, dass – wenn wir dem Antrag folgen würden – auch die Wirksamkeit 
gegeben ist.  
Er verweist auf einige Zahlen, die von der Verwaltung zugearbeitet worden sind.  
Im zweiten Anstrich der Vorlage werde von 20 % gegenwärtige Leistungsempfän-
ger*innen geschrieben, er gehe davon aus, dass damit die Anspruchsberechtigten ge-
meint sind, d. h. die, die einen Anspruch aus der Sozialgesetzgebung haben. Von der 
Verwaltung werde die Zahl für Bürgergeldempfänger mit 2.235 Kindern und Jugendlichen 
angegeben. Die Kindergartenkinder seien da mit dabei. Die Inanspruchnahme werde mit 
708 angegeben. Das seien gerade einmal 32 Prozent. Dahingehend frage er sich, was 
der Rest macht. Lässt der Rest dieses Geld einfach „sausen“. Dies müsse hinterfragt 
werden. Zu den Zahlen, die lt. dem Antrag anspruchsberechtigt (ohne die Menschen aus 
dem Sozialbezug) konnte nichts gesagt werden.  
Herr Senftleben zitiert aus den Unterlagen der Verwaltung. „Eine konkrete Zahl, wie viele 
Kinder das Angebot der Mittagsverpflegung nutzen, kann nicht bestimmt werden. ...“ 
Deshalb seien die 25 Prozent Nichtteilnehmender, die im Antrag aufgeführt sind, hypo-
thetischer Natur. Letztendlich wisse man nicht, über welche Zahlen gesprochen werden 
soll. Wie hoch wäre die tatsächliche Entlastung? 180 Schultage = 180 Euro : 12 Monate 
ergibt 15 Euro pro Monat. Dann müsse das Kind aber auch immer da sein und an der 
Gemeinschaftsverpflegung teilnehmen, es muss ein Antrag gestellt werden und möglich-
erweise müssen auch Rechnungen eingereicht werden. Der Aufwand sei wirklich sehr 
hoch. Es gehe auch anders – siehe Kindergeld. Das Kindergeld wurde um 31 Euro er-
höht, fast „auf Knopfdruck“ und unbürokratisch. Das Altenburger Land mühe sich ab und 
versuche, eine Förderung zu implementieren. Es müsse zielgenauer gearbeitet werden. 
Im Augenblick gehe der Antrag an der Lebenswirklichkeit vorbei. Er könne im Moment 
auch keinen Zusammenhang erkennen zwischen der Leistungsberechtigung und der tat-
sächlichen Inanspruchnahme dieser Leistung. 
Hinzu komme: Bei einem Euro Subvention befürchte er ganz stark, dass der eine Euro 
ganz schnell eingepreist wird, weil Subvention immer eingepreist wird; die Tendenz gebe 
es und das sei die Lebenswirklichkeit.  
 
Frau Eißing ergreift das Wort. An der Lebenswirklichkeit und an der Realität gehe der 
Antrag bei weitem nicht vorbei. Sie selbst sei im Förderverein tätig, sie sei an der Schule, 
sie habe zwei Kinder in Vereinen, Verbänden, Initiativen. Wenn man auf die Kinder wartet 
und mit den Eltern ins Gespräch kommt, ist das immer ein Thema. Kommunalpoliti-
ker*innen haben eine soziale Verantwortung. In anderen Landkreisen funktioniere es ja 
auch. Solidarität sei keine Einbahnstraße und in den letzten Krisen mussten die Kinder 
und Jugendlichen immer zurückstecken. In der aktuellen Krise jetzt schon wieder. Es 
werde eine 2-Klassen-Gesellschaft gefördert. Die einen sitzen mit ihrem Pausenbrot – 
wenn sie überhaupt eins bekommen – auf der Bank, die anderen dürfen in der Mensa 
essen.  
Eine Schule im Landkreis wird von den Essensanbietern schon nicht mehr beliefert, so 
Frau Eißing, weil es zu wenig Abnahmen von Mittagessen gibt. Sicherlich werde jetzt ge-
prüft, wie das geklärt werden kann, aber es werden vielleicht noch weitere Schulen fol-
gen.  
Sie spreche aus Erfahrungen in ihrem sozialen Umfeld und es sei alles sehr teuer ge-
worden. Sie richtet ihre Bitte nochmals an alle, nochmals zu überlegen und darüber 
nachzudenken und nicht mit Vorwürfen zu kommen. Es gehe nicht nur um die BuT-



Niederschrift KT/022/2023 vom 03.05.2023 23 

 

Empfänger*innen. Es gehe um die Handwerkfamilie, die z. B. 50 Euro über der Grenze 
liegen und auch kein Wohngeld bekommen und von der Inflation ebenso stark betroffen 
sind. Zum Teil habe es Aussagen gegeben, die eine Frechheit sind, dass der Bedarf nicht 
gesehen wird – z. B. die Aussage von Herrn Prehl aus dem Sozial- und Gesundheitsaus-
schuss heraus. 
Die Fraktion DIE LINKE stimme natürlich diesem Antrag zu. Sie denke schon, dass der 
eine Euro für einen Haushalt mit Kindern wirklich eine Entlastung darstellt. Sicherlich ge-
be es wohlhabende Familien im Altenburger Land, aber diese werden den Antrag nicht 
stellen. Es sei auch besprochen worden, dass mit dieser Stelle auch gesehen wird, wer 
überhaupt berechtigt ist, Wohngeld oder BuT zu beantragen. Dann könnte gleichzeitig 
nochmals ein Beratungsangebot gegeben werden.  
 
Herr Prehl äußert, dass Frau Eißing ihn nicht falsch verstehen soll. Natürlich bewege er 
sich auch an verschiedenen Orten. Geld sei immer ein Thema. Die Probleme werden 
auch nicht ignoriert. Die Fraktion habe sich auch damit beschäftigt und überlegt, ob es 
sinnvoll ist oder nicht. Das Ergebnis sei gewesen – ja, es gebe Menschen, die beziehen 
Bürgergeld, die bekommen BuT-Leistungen. Es gebe aber auch Menschen, die haben so 
viel Einkommen, dass sie kein Bürgergeld bekommen und ihr Einkommen mit Wohngeld 
und Kinderzuschlag aufstocken und sie können auch noch BuT-Leistungen bekommen. 
Alle diese Menschen beantragen diese Leistungen nicht.  
Die Idee, die die Verwaltung hatte, dass diese Essensanträge in Leistungsanträge auf 
Bildung und Teilhabe (BuT) umgedeutet werden könnten – diese Idee müsste man auf-
greifen und die Menschen ins BuT bekommen. Dann würden sie das Essen komplett kos-
tenfrei erhalten. Dann wäre einem großen Teil der Bevölkerung geholfen.  
Die meisten Menschen im Landkreis gehen einer Arbeit nach und verdienen Geld, womit 
sie die 20 Euro im Monat nicht brauchen. Dafür sei der Aufwand einfach zu groß.  
Er betont, dass niemand sozialen Projekten abgeneigt ist. Er könne sich vorstellen, dass 
Menschen, die in eine finanzielle Not geraten, unterstützt werden. Man habe auch dar-
über gesprochen, dass es nicht um billiges Essen für alle geht, sondern um evtl. besse-
res Essen für alle, z. B. könnte Geld in Ernährungsunterricht investiert werden oder in 
qualitativ besseres Essen. Frau Eißing solle nicht unterstellen, dass die Probleme nicht 
gesehen werden. Man habe alles bedacht und sei trotzdem zu dem Ergebnis gekommen, 
dass die Umsetzung dieses Antrages nicht gewollt ist.  
 
Weitere Wortbeiträge gibt es nicht.  
 
Der Vorsitzende bittet um die Bekanntgabe des Votums der Beschlussempfehlung der 
Ausschüsse.  
 
Á Herr Tanzmann – Jugendhilfeausschuss: mit 4 x Ja, 2 x Nein, 4 x Enthaltung mehrheit-
lich empfpohlen 
Á Herr Zippel – Ausschuss für Schule, Kultur und Sport: bei 1 x Ja, 3 x Nein, 2 Enthaltun-
gen mehrheitlich abgelehnt 
Á Herr Nündel – Finanzausschuss: 1 x Ja, 6 x Nein, keine Enthaltung, somit nicht zur Be-
schlussfassung empfohlen 
Á Herr Prehl – Ausschuss für Soziales und Gesundheit: 1 x Ja, 3 x Nein, 4 x Enthaltung 
Á Herr Melzer – Kreisausschuss: 1 x Ja, 5 x Nein, 1 x Enthaltung 
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Der Kreistag fasst folgenden Beschluss: 
 
Beschluss Nr. 139:  
Beschlussvorschlag der Kreistagsfraktion DIE LINKE.:  

1. Der Kreistag Altenburger Land beschließt die Bezuschussung des Mittagessens 
förderberechtigter Schülerinnen und Schüler in Höhe von einem Euro und die ent-
sprechenden Personalkosten einer VbE mit einem Gesamtkostenrahmen von jähr-
lich 924.000 €. Der Betrag wird in den Haushalt für 2024 eingearbeitet. Die ent-
sprechende Personalstelle wird in den Stellenplan eingetragen.  

2. Der Kreistag Altenburger Land beschließt die Bezuschussung des Mittagessens 
förderberechtigter Schülerinnen und Schüler in Höhe von einem Euro und die ent-
sprechenden Personalkosten einer VbE für das kommende Schuljahr mit einem 
Gesamtkostenrahmen für 2023 von 400.000 €. Der Betrag wird in einen Nach-
tragshaushaltaushalt für 2023 eingearbeitet. Die entsprechende Personalstelle 
wird in den Stellenplan eingetragen. 

 
Der o. g. Beschlussvorschlag der Kreistagsfraktion DIE LINKE. wurde durch den Kreistag 
mehrheitlich abgelehnt. 
 
Abstimmungsergebnis:  
Von den 47 beschließenden Mitgliedern des Kreistages waren zur Abstimmung 36 Mit-
glieder anwesend. 
Der Beschlussvorschlag wurde mit 6-Ja-Stimmen und 30 Nein-Stimmen mehrheitlich ab-
gelehnt.  
 
 
Die öffentliche Sitzung wird zur Durchführung des nicht öffentlichen Sitzungsteils von 
20:29 Uhr bis 20:33 Uhr unterbrochen.  
 
 

KT-DS/0245/2023 nö 
TOP  13 BESCHLUSS zur Vergabe von Dienstleistungen >250.000 Euro, SV -L 008-

2023-1 Gebäudeinnenreinigung, Los 1 - Unterhaltsreinigung, Glasreini-
gung mit Rahmen und Grundreinigung im Friedrichgymnasium Altenburg  

  
Der Kreisausschuss habe die Beschlussfassung durch den Kreistag einstimmig empfoh-
len, informiert Herr Melzer.  
 
Der Kreistag fasst folgenden Beschluss:  
 
Beschluss Nr. 140:  
Der Kreistag beschließt, den Auftrag für Los 1 - Unterhaltsreinigung, Glasreinigung mit 
Rahmen und Grundreinigung im Friedrichgymnasium Altenburg, Geraer Str. 33 zum Vor-
haben Gebäudeinnenreinigung für Friedrichgymnasium Altenburg und Medienzentrum 
des Landkreises Altenburger Land der Firma 
 

Söffge Büro -, Gebäude - und Treppenhausreinigung GmbH  
Geschäftsführerin  
Frau Kathrin Voigt  

Mockauer Straße 113  
04357 Leipzig  

 



Niederschrift KT/022/2023 vom 03.05.2023 25 

 

auf das Angebot vom 02.03.2023 mit einer Bruttoauftragssumme in Höhe von 74.291,59 
Euro  pro Jahr  zu erteilen. 
Die Laufzeit des Vertrages beginnt am 01.07.2023 und beträgt ein Jahr. Sie verlängert 
sich auf unbestimmte Zeit, soweit der Vertrag nicht gekündigt wird oder aufgrund des Ein-
tritts einer auflösenden Bedingung endet. 
 
Abstimmungsergebnis:  
Von den 47 beschließenden Mitgliedern des Kreistages waren zur Abstimmung 34 Mit-
glieder anwesend. 
Der Beschluss wurde einstimmig mit 34 Ja-Stimmen gefasst.  
 
 
 

KT-DS/0249/2023 nö 
TOP  14 BESCHLUSS zur Vergabe von Planungs - und Überwachungsleistungen      

> 100.000 Euro zum Bauvorhaben K 205 - Erneuerung der Brücke über die 
Pleiße in Kotteritz - Ersatzneubau  

  
Der Kreistag fasst folgenden Beschluss:   
 
Beschluss Nr. 141:  
Der Kreistag beschließt die Vergabe von Planungs- und Überwachungsleistungen           
> 100.000 Euro zum Bauvorhaben K 205 Erneuerung der Brücke über die Pleiße in Kot-
teritz – Ersatzneubau an die Firma  
 

Ingenieurbüro Probst GmbH  
Niederlassung Gera  

Leibnizstraße 88  
07548 Gera 

 
für die Objektplanungen Ingenieurbauwerke Leistungsphasen 1 - 4, 6 - 8 und Verkehrs-
anlagen Leistungsphasen 1 - 8, Fachplanung Tragwerksplanung Leistungsphasen 1 - 3, 
6 sowie die örtliche Bauüberwachung als Stufenvertrag 
mit einer Bruttoauftragssumme i. H. v. ca. 75.000 Euro  (Leistungsstufe I) und ca. 
72.000 Euro  brutto (Leistungsstufe II optional). 
 
Abstimmungsergebnis:  
Von den 47 beschließenden Mitgliedern des Kreistages waren zur Abstimmung 34 Mit-
glieder anwesend. 
Der Beschluss wurde einstimmig mit 34 Ja-Stimmen gefasst.  
 
 
 

Altenburg, den 26. Mai 2023 

Der Vorsitzende Die Schriftführerin 
 
 
 
 
Christian Gumprecht Kerstin Gabler 
Vorsitzender des Kreistages Büro des Kreistages 
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